
Die Schiedskommissionen entscheiden in eigener Ver­
antwortung über die an sie herangetragenen Konflikte. 
Da es aber durchaus möglich ist, daß verschiedene 
Schiedskommissionen bei ähnlich gelagerten Straftaten 
bzw. Konflikten unterschiedlich reagieren, müssen die 
Kreisgerichte mit Hinweisen und Empfehlungen zu 
einer einheitlichen Rechtsanwendung beitragen. So war 
es unrichtig, daß ein Kreisgericht bei einer schweren 
Beleidigung, die die Beschränkung auf die Beratung vor 
der Schiedskommission nicht rechtfertigte, den Ein­
spruch eines Antragstellers zurückwies, weil er eine 
gerichtliche Bestrafung des Beleidigers gefordert hatte. 
Wenn auch seinem Verlangen nicht zu folgen war, so 
hätte dennoch die Entscheidung aufgehoben und die 
Sache mit der Empfehlung, eine Rüge auszusprechen, 
zurückgegeben werden müssen.
Auch bei übermäßiger Häufung von Maßnahmen, die 
dazu führen können, daß sich der Täter der erziehe­
rischen Einwirkung verschließt, muß das Gericht den 
Beschluß aufheben und die Sache mit entsprechenden 
Hinweisen und Empfehlungen an die Schiedskommis­
sion zurückgeben.
Bei Aufhebung eines Beschlusses können auch Hinweise 
und Empfehlungen gegeben werden, die sich auf die 
Wirksamkeit der Beratung und der dazu von der 
Schiedskommission festzulegenden Maßnahmen be­
ziehen. Dabei ist zu beachten, daß gemäß Ziff. 19 
Abs. 2 der Richtlinie bestimmte Bürger zur Lösung der 
Konflikte geladen werden müssen; insoweit sind die 
Hinweise des Gerichts verbindlich. Andererseits kön­
nen auch hinsichtlich der differenzierten Einbeziehung 
weiterer Bürger, Kollektive und Vertreter gesellschaft­
licher Organisationen und staatlicher Organe gemäß 
Ziff. 20 Abs. 2 der Richtlinie bestimmte Hinweise und 
Empfehlungen an die Schiedskommission erfolgen. Das 
gleiche gilt für Hinweise zum Ort der Beratung, zur 
Vorbereitung und Ausgestaltung von Verpflichtungen 
durch Kollektive oder Bürger, zur Notwendigkeit und 
zum Inhalt von Empfehlungen an staatliche Organe und 
gesellschaftliche Organisationen.
Zur besseren Anleitung der Schiedskommissionen ist es 
u. E. notwendig, daß die Gerichte dann, wenn sie eine 
Entscheidung aufheben, die Gründe dafür den Mitglie­
dern der Schiedskommission in einer Aussprache ein­
gehend erläutern.
Zurückweisung des Einspruchs
Ein Einspruch wird dann zurückgewiesen, wenn er un­
begründet ist. Diese Entscheidung des Gerichts stärkt 
die Autorität der Schiedskommission. Sie ist eine aus­
drückliche Bestätigung der Gesetzlichkeit der Beratung 
der Schiedskommission und der Richtigkeit ihrer Ent­
scheidung. Durch den Zurückweisungsbeschluß wird die 
Tätigkeit der staatlichen und gesellschaftlichen Rechts­

pflegeorgane hinsichtlich des-behandelten Konflikts ab­
geschlossen. Die Entscheidung ist nicht mehr anfecht­
bar. Die Bedeutung, die ihr aus den angeführten Grün­
den zukommt, erfordert ebenso wie die Aufhebung 
einer ungesetzlichen Entscheidung der Schiedskommis­
sion eine verantwortungsbewußte Prüfung der mit dem 
Einspruch vorgetragenen Einwände und eine exakte und 
überzeugende Begründung. Das ist um so bedeutsamer, 
als die Entscheidung den beschwerdeführenden Bürger 
zur richtigen Erkenntnis führen soll.
Zur Form der Beschlüsse
Die Form der Beschlüsse ist nicht an ein festes Schema 
gebunden. Die von den Gerichten bisher angewandte 
Teilung von Tenor und Gründen ist notwendig. Es 
sollte darauf geachtet werden, daß übereinstimmend 
tenoriert wird. Bei Aufhebungen könnte der Tenor 
lauten:

„In der Sache des ... wegen Diebstahls“ oder „in der 
Sache des ... gegen ... wegen Beleidigung wird auf 
den Einspruch des ... die Entscheidung der Schieds­
kommission vom ... aufgehoben und die Sache zur 
erneuten und endgültigen Beratung zurückgegeben.“ 

Bei einer Zurückweisung des Einspruchs könnte es 
heißen:

„In der Sache ... wird der Einspruch des ... zurück­
gewiesen.“

Eine Aufnahme der Hinweise bzw. Empfehlungen in 
den Tenor des Beschlusses ist unzweckmäßig. Sie sind 
in der Regel umfassender und müssen in den Gründen 
erscheinen, dort allerdings deutlich als solche gekenn­
zeichnet sein und eine klare Anleitung geben. In der 
bisherigen Praxis hat sich gezeigt, daß etwa folgender 
Aufbau der Gründe den Erfordernissen entspricht: kurze 
Schilderung des bisherigen Verfahrens und des Sach­
verhalts, Anführung der Einspruchsgründe und Ausein­
andersetzung mit ihnen, Feststellung vorhandener Un­
gesetzlichkeiten und schließlich Hinweise und Empfeh­
lungen4.

*
Wenn auch das Schwergewicht der Anleitung der 
Schiedskommissionen auf der unmittelbaren und ope­
rativen Unterstützung durch die Kreisgerichte, insbe­
sondere durch Betreuer, beruht, so dürfen die Möglich­
keiten einer Hilfe durch dieEntscheidung über Einsprüche 
gegen Beschlüsse der Schiedskommissionen nicht unter­
schätzt werden. Die Bezirksgerichte sollten in ihrer Lei­
tungstätigkeit gewährleisten, daß diese Form der An­
leitung der Schiedskommissionen durch die Kreis­
gerichte einheitlich und unter richtiger Anwendung der 
gesetzlichen Bestimmungen erfolgt.
4 Als beispielhaft kann der Beschluß des Stadtbezirksgerichts 
Berlin-Friedrichshain angesehen werden, der in: Der Schöffe 
1965, Heft 10, S. 352 ff. veröffentlicht ist.
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Wissenschaftliche Konferenz über die aktuelle Bedeutung 
des Nürnberger Prozesses

Aus Anlaß des 20. Jahrestages des Beginns des Nürn­
berger Prozesses gegen die faschistischen Haupt­
kriegsverbrecher fand auf Einladung der Juristischen 
Fakultät der Humboldt-Universität Berlin und der 
Gesellschaft für Völkerrecht der DDR am 3. Dezember 
1965 in Berlin eine internationale Konferenz statt, die 
sich mit der Bedeutung des Nürnberger Prozesses für 
die heutige Zeit beschäftigte. Unter den zahlreichen 
Teilnehmern aus dem In- und Ausland sind vor allem

diejenigen zu nennen, die als Repräsentanten ihrer 
Länder aktiv am Nürnberger Prozeß mitgewirkt haben: 
der damalige stellvertretende Hauptankläger der 
UdSSR und jetzige Vorsitzende des Obersten Gerichts 
der RSFSR, L. N. S m i r n o w ; der damalige Richter 
am IMT und jetzige Professor für Völkerrecht an der 
Universität Moskau, A. F. W o l t s c h k o w ;  die dama­
ligen Anklagevertreter Polens Prof. Dr. S a w i c k i 
und Dr. P i o t r o w s k i ;  der damalige Anklagever-
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